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Erfassung von Messerangriffen in der Polizeilichen Kriminalstatistik

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Vor dem Hintergrund des Anstiegs von Straftaten unter der Verwendung des 
Tatmittels „Messer“ hatte sich die 208. Sitzung der Ständigen Konferenz der 
Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) im Juni 2018 dafür ausge-
sprochen, als Grundlage für eine valide und verbesserte Darstellung der Kri-
minalitätslage und der daraus resultierenden Handlungserfordernisse, Messer-
angriffe zukünftig bundeseinheitlich statistisch zu erfassen.

Seit 1. Januar 2020 werden „Messerangriffe“ bundesweit in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik (PKS) als „Phänomen“ erfasst. Mangels valider Daten im 
ersten Erfassungsjahr waren für das Berichtsjahr 2020 keine PKS-Auswertun-
gen zum „Phänomen Messerangriff“ auf Bundesebene möglich (Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat, BMI, Polizeiliche Kriminalstatistik 2020 – 
Ausgewählte Zahlen im Überblick, S. 9).

Für die anschließende PKS 2021 war eine Auswertung möglich: „Der Anteil 
der als Messerangriff erfassten Taten der Gewaltkriminalität lag im Berichts-
jahr 2021 bei 6,6 Prozent (10 917 Fälle), bei Delikten der gefährlichen und 
schweren Körperverletzung bei 5,8 Prozent (7 071 Fälle)“ (vgl. BMI, Polizei-
liche Kriminalstatistik 2021 – Ausgewählte Zahlen im Überblick, S. 12).

In der PKS 2022 hieß es: „Der Anteil der als Messerangriff erfassten Taten der 
gefährlichen und schweren Körperverletzung lag im Berichtsjahr 2022 bei 
5,6 Prozent (8 160 Fälle; 2021: 5,8 Prozent, 7 071 Fälle), bei Raubdelikten bei 
11,0 Prozent (4 195 Fälle; 2021: 10,2 Prozent, 3 060 Fälle)“ (vgl. BMI, Poli-
zeiliche Kriminalstatistik 2022 – Ausgewählte Zahlen im Überblick, S. 15).

In der PKS 2023 dann: „Der Anteil der als Messerangriff erfassten Taten der 
gefährlichen und schweren Körperverletzung lag im Berichtsjahr 2023 bei 
5,8 Prozent (8 951 Fälle; 2022: 5,6 Prozent, 8 160 Fälle), bei Raubdelikten bei 
10,9 Prozent (4 893 Fälle; 2022: 11,0 Prozent, 4 195 Fälle)“ (vgl. BMI, Poli-
zeiliche Kriminalstatistik 2023 – Ausgewählte Zahlen im Überblick, S. 15).

Laut Sammlung der zur Veröffentlichung freigegebenen Beschlüsse der 
220. IMK-Sitzung am 8. Dezember 2023 in Berlin wurde zudem der folgende
Tagesordnungspunkt (TOP) behandelt (www.innenministerkonferenz.de/IMK/
DE/termine/to-beschluesse/2023-12-08-06/beschluesse.pdf?__blob=publicatio
nFile&v=3, S. 36):
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„TOP 23: Differenzierte Auswertbarkeit der Tatmittel Messer und Schusswaf-
fe in der PKS

1. Die IMK nimmt den Bericht „Differenzierte Auswertbarkeit der Tatmittel 
Messer und Schusswaffe in der Polizeilichen Kriminalstatistik“ (Stand: 
29. Juni 23) (nicht freigegeben) zur Kenntnis.

2. Sie erachtet eine einheitliche PKS-Erfassung in Bezug auf die Verwen-
dung von Messern und Schusswaffen für geeignet, Brennpunkte von Taten 
unter Verwendung dieser Tatmittel zu erkennen sowie polizeiliche 
Schwerpunkte setzen und wirksame Bekämpfungsansätze/-konzepte aus-
arbeiten zu können.

3. Die IMK ist der Auffassung, dass eine zeitnahe Bereitstellung der entspre-
chenden Daten der Fälle und Tatverdächtigen in den Teilnehmersystemen 
eine wesentliche Voraussetzung zur Erfüllung dieser Zwecke ist.

4. Sie begrüßt vor diesem Hintergrund die in der BLPG [Bund-Länder-Pro-
jektgruppe] „Tatmittel“ eingeleiteten Bemühungen zu einer bedarfsgerech-
ten Reduktion der Anforderungen an die Teilnehmersysteme, sodass die 
vorgesehenen technischen Anpassungen von allen Teilnehmern bis zum 
1. Januar 2025 umgesetzt werden können. Außerdem begrüßt sie die Ver-
änderungen der bisherigen Kataloge/Datenfelder.

5. Die IMK hält die im Bericht dargestellten systemergänzenden Maßnah-
men für erforderlich und begrüßt, die Erfassung des Phänomens „Messer-
angriffe“ auf die im Katalog Phänomene 2023 aufgeführten Schlüsselzah-
len zu begrenzen und unzutreffenden Zuordnungen des Phänomens zu an-
deren Schlüsselzahlen durch eine technische Plausibilität zu begegnen.“

 1. Warum werden Messerangriffe in Bezug auf Gewaltkriminalität nicht 
mehr seit der PKS 2022 ausgewiesen (s. PKS-Auszüge in der Vorbemer-
kung der Fragesteller)?

Seit dem Berichtsjahr 2022 wird im Bericht „Polizeiliche Kriminalstatistik 
(PKS) – Ausgewählte Zahlen im Überblick“ neben dem Anteil der als „Messer-
angriff“ erfassten Taten der gefährlichen und schweren Körperverletzung auch 
der Anteil bei den Raubdelikten veröffentlicht. Diese Änderung erfolgte des-
halb, weil die Aussage zu den genannten Deliktsbereichen konkreter ist als zum 
PKS-Summenschlüssel „Gewaltkriminalität“.
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 7 der Kleinen 
Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 20/8837 verwiesen.

 2. Welche PKS-Daten für die Jahre 2022 und 2023 in Bezug auf Messer-
angriffe bei Gewaltkriminalität liegen der Bundesregierung vor?

Messerangriffe werden seit dem 1. Januar 2020 in der PKS erfasst. Nach der 
Einführung zum 1. Januar 2020 wurde der Katalog „Phänomene“, zu dem auch 
„Messerangriffe“ gehören, evaluiert. Hierbei wurde weiterer Harmonisierungs-
bedarf hinsichtlich der Erfassungsmodalitäten festgestellt, sodass die Daten zu 
Messerangriffen aufgrund mangelnder Validität bisher nicht vollumfänglich 
veröffentlicht werden können.
Aufgrund des besonderen politischen Interesses wurden zu den unter Frage 1 
genannten ausgewählten Phänomenbereichen Daten im Rahmen des Berichts 
der Innenministerkonferenz genannt – mit einer Änderung der Auswahl 2022 
im Vergleich zu 2021.
Im Übrigen wird auf die Antworten der Bundesregierung zu den Fragen 7 und 
8 der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 
20/8837 verwiesen.
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 3. Welche Eingabeparameter sollen in Bezug auf Messerangriffe ab 2025 
genau erfasst werden, und ist insbesondere TOP 2 Nummer 5 der in der 
Vorbemerkung der Fragesteller erwähnten 220. IMK-Sitzung dahin ge-
hend zu verstehen, dass Messerangriffe auch in Zukunft nur bei Taten der 
gefährlichen und schweren Körperverletzung sowie bei Raub erfasst 
bzw. auf diese begrenzt werden und damit Mord und Totschlag oder auch 
Sexualdelikte (im Sinne des PKS-Schlüssels 111000) weder anteilsmäßig 
noch im Hinblick auf Tatverdächtige (nach Herkunft), die ein Messer 
verwenden, in der PKS aufgeschlüsselt werden können?

a) Wenn ja, aus welchen Gründen findet eine solche Beschränkung statt 
(bitte ausführen)?

b) Wenn ja, hält die Bundesregierung eine solche Beschränkung im 
Hinblick auf ein umfassendes und bundesweites Lagebild zur Ent-
wicklung der Messerkriminalität für aussagekräftig (bitte ausführen)?

Die Fragen 3 bis 3b werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Eine Begrenzung der Erfassung des Phänomens „Messerangriffe“ auf Fälle der 
gefährlichen und schweren Körperverletzung sowie bei Raub liegt nicht vor. 
Bezüglich der Auswahl dieser Delikte in den Jahresberichten „Polizeiliche Kri-
minalstatistik – Ausgewählte Zahlen im Überblick“ wird auf die Antwort zu 
Frage 1 verwiesen.
Grundsätzlich sind die Werte aus dem Phänomenkatalog seit seiner Einführung 
zum 1. Januar 2020 zu allen Delikten erfassbar, da der PKS-Phänomenkatalog 
neben Messerangriffen beispielsweise auch Trickbetrug oder Phänomene der 
Cybercrime umfasst.
Seit dem 1. Januar 2024 ist die Erfassung eines Wertes aus dem Phänomenkata-
log (konkretes Phänomen oder „kein spezifisches Phänomen“) zu jedem Fall 
verpflichtend.
Zum Phänomen „Messerangriff“ erfolgte nach der Evaluation eine Festlegung 
von PKS-Schlüsseln, zu denen die Erfassung von Messerangriffen grundsätz-
lich nicht erwartungswidrig ist (Taten, bei denen tatsächlich ein Messerangriff 
stattfinden kann (bspw. nicht bei Wilderei oder Sachbeschädigung)). Somit 
werden Fehlerfassungen vermieden.
Zur Frage nach den Eingabeparametern wird auf die Antworten der Bundes-
regierung zu Frage 7 der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundes-
tagsdrucksache 20/10257 verwiesen.

 4. Sind der Bundesregierung neben Baden-Württemberg weitere Länder be-
kannt, die sich bei der Erfassung von Messerangriffen nicht allein auf die 
Straftatbestände, die der Gewaltkriminalität zugeordnet sind, beschrän-
ken, sondern alle Deliktsbereiche, insbesondere auch Bedrohungen erfas-
sen (vgl. dazu den Sicherheitsbericht Baden-Württemberg 2023, S. 70), 
und wenn ja, welche?

Der Bundesregierung liegt keine Übersicht im Sinne der Fragestellung vor.
Die Länder übermitteln die statistischen Daten als PKS-Einzeldatensätze ent-
sprechend der gültigen Schnittstellenbeschreibung an das Bundeskriminalamt. 
Die Einzeldatensätze enthalten auch die Werte des Katalogs Phänomene, deren 
Erfassung bisher nicht verpflichtend war und zu denen bzgl. des Wertes 
„Messerangriffe“ definitorische Unklarheiten bestanden.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 3, 3a und 3b verwiesen.
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 5. Werden die technischen Voraussetzungen bereits dafür geschaffen, damit 
eine Aufschlüsselung der Messerangriffe nach Tatverdächtigen und ihrer 
Herkunft in Bezug auf ausgewählte Straftaten ab dem Jahr 2025 erfolgen 
kann, und wenn ja, wie ist der Umsetzungsstand?

Die technischen Voraussetzungen für die Umsetzung des Kataloges „Art der 
Waffenverwendung“ beim Fall und beim Tatverdächtigen werden in Form der 
Spezifizierung und anschließender Programmierung der Schnittstelle zur Anlie-
ferung der Daten durch die PKS-Verbundteilnehmer bereits geschaffen. Damit 
kann grundsätzlich ab dem Berichtsjahr 2025 auch die Art der Waffenverwen-
dung fall- und tatverdächtigenbezogen erfasst werden.

 6. Wäre eine Erweiterung der PKS zur Erfassung von Messerangriffen in 
Bezug auf weitere Straftatbestände im Sinne von Frage 4 ohne größeren 
Aufwand möglich, bzw. kann die Bundesregierung darlegen, ob im Rah-
men der Implementierung des Tatmittelkatalogs im Grunde alle techni-
schen Voraussetzungen für eine solche Erweiterung geschaffen worden 
sind?

Eine Erweiterung im Sinne der Fragestellung ist nicht erforderlich. Es wird auf 
die Antwort zu den Fragen 3 bis 3b verwiesen.

 7. Mit welchen Maßnahmen gewährleistet die Bundesregierung, dass die 
dann weiterreichenden Aufschlüsselungen zu Messerangriffen ab dem 
Jahr 2025 valide sind und es nicht wie zuvor bei der Einführung des 
„Phänomenbereichs Messerangriffe“ Probleme mit der Validität der Da-
ten gibt (vgl. dazu die Ausführungen zur Validität in: Polizeiliche Krimi-
nalstatistik 2020 – Ausgewählte Zahlen im Überblick, S. 9)?

Die Erfassung eines Wertes aus dem Katalog „Art der Waffenverwendung“ 
beim Fall und bei der tatverdächtigen Person wird – anders als die Erfassung 
der Phänomene beim Fall in der Pilotphase – von Beginn an verpflichtend um-
gesetzt. Darüber hinaus erweitert die neue Erfassungsmöglichkeit ein bestehen-
des Pflichtfeld (Katalog „Schusswaffenverwendung“ beim Fall), das valide er-
fasst wird.
Zusätzlich werden die Werte des neuen Katalogs „Art der Waffenverwendung“ 
weniger Erfassungsvarianz als die Erfassung des Phänomens „Messerangriff“ 
zulassen. Durch diese Maßnahmen wird vermieden, dass die bundesweit ein-
heitliche Erfassung erneut einen verlängerten Evaluationsprozess durchlaufen 
muss.

 8. Wird die Bundespolizei weiterhin bei der Erfassung von Gewaltstraftaten 
i. V. m. Messern (mit den Untererfassungsparametern „mitgeführt“ oder 
„eingesetzt“) bleiben und von einer Anpassung der Polizeilichen Ein-
gangsstatistik der Bundespolizei (PES BPOL) im Sinne einer Erfassung 
von „Messerangriffen als Phänomenbereich“ absehen (vgl. dazu Antwort 
zu Frage 2 auf Bundestagsdrucksache 20/8337)?

a) Wenn ja, aus welchen Gründen und was sind dabei die genauen Vor-
teile?

b) Wenn nein, ab wann ist hier eine Umstellung der PES BPOL geplant, 
und wie sollen die neuen Erfassungsparameter dazu aussehen?

Die Fragen 8 bis 8b werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
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Die PKS und die Polizeiliche Eingangsstatistik (PES) sind zwei von einander 
unabhängige Statistiken, die sich in der Form der Erhebung und ihren Erfas-
sungsregeln voneinander unterscheiden.
Die PES der Bundespolizei ist eine separate Statistik für den Bereich der bun-
despolizeilichen Aufgabenwahrnehmung. Sie bildet grundsätzlich das Strafta-
tenaufkommen im bundespolizeilichen Aufgabenbereich zum Feststellungszeit-
punkt ab (Eingangstatitistik). Die Grundlage für die Erhebungen von statisti-
schen Daten in der PES bildet der bundespolizeifachliche Bedarf. Einer Ab-
stimmung mit den Ländern und dem Bundeskriminalamt sowie einer Verein-
heitlichung der Erfassungregularien bedarf es daher nicht.
Die Erfassung von Messern (eingesetzt bzw. mitgeführt) wurde in der PES be-
reits im Jahr 2018 eingeführt. Die statistische Erfassung in der PES zu Messern 
(eingesetzt bzw. mitgeführt) deckt den derzeitigen bundespolizeifachlichen Be-
darf ab. Es besteht daher aktuell keine Notwendigkeit einer Änderung der Er-
fassungsinhalte der PES zu diesen Deliktsbereichen.

 9. Erfasst die Bundespolizei über Gewaltstraftaten mit eingesetzten oder 
mitgeführten Messern hinaus auch andere Straftaten, bei denen Messer 
eingesetzt oder mitgeführt werden oder plant sie, solche zukünftig zu er-
fassen (bitte ausführen und im Falle einer Erweiterung erläutern, warum 
welche Straftaten zukünftig erfasst werden sollen)?

Neben Gewaltdelikten erfolgt die Erfassung von Messern (eingesetzt bzw. mit-
geführt) in der PES der Bundespolizei auch im Zusammenhang mit Eigentums-
delikten und Verstößen gegen das Betäubungsmittelgesetz. Bei Letztgenannten 
erfolgt die Erfassung in der Regel dann, wenn Messer lediglich mitgeführt und 
diese bei einer Durchsuchung der Person festgestellt werden. Darüber hinaus 
wird auf die Antwort zu Frage 8 verwiesen.

10. Bezieht der Bericht „Differenzierte Auswertbarkeit der Tatmittel Messer 
und Schusswaffe in der Polizeilichen Kriminalstatistik“ auch Stellung zu 
der Frage nach einer Aufschlüsselung der erfassten Schusswaffen nach 
legalen und illegalen Schusswaffen sowie deren Zuordnung zu bestimm-
ten Tatverdächtigengruppen wie deutsche Tatverdächtige und nichtdeut-
sche Tatverdächtige (bitte ausführen)?

Eine Aufschlüsselung nach legalen und illegalen Schusswaffen war nicht Ge-
genstand der Befassung.

11. Welche Priorität räumt die Bundesregierung den zwei in Frage 9 genann-
ten Aufschlüsselungsfragen ein und beabsichtigt sie, dafür Sorge zu tra-
gen, dass diese Aufschlüsselungsoptionen zukünftig vorgenommen wer-
den können?

Es handelt sich um ein statistisches Erhebungsprodukt, welches keine Priorisie-
rung vorsieht.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 5 – Drucksache 20/11498







Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de

ISSN 0722-8333


